Wahrheit » Klarheit » Offenheit 


3613 - 36. Jahrgang - Mai 2004 


Zu den Mai-Feiern der 
»Befreier«: 


*) gemeint ist der 
dreißigjährige Krieg gegen 
Deutschland. 

Der damalige britische Premier- 
minister John Major bestätigte 
auf einer Feierstunde am 8. Mai 
1995 im Berliner Schauspielhaus, 
daß es sich von 1914 bis 1945 um 
einen dreißigjährigen Krieg ge- 
handelt habe: 

»Fifty years ago Europe saw the 
end of the 30 Years War, 1914 to 
1945.« (UN-Archiv 11951) 


Er bestätigte damit, was die briti- 
sche Zeitung »Sunday Correspon- 
dent« laut FAZ vom 18.9.1989 
schon damals zur Kriegsschuld 
feststellte: 


»Wir müssen jetzt ehrlich über 
die deutsche Frage sein, so un- 
bequem sie auch für die Deut- 
schen, für unsere internationalen 
Partner und uns selbst sein mag. 
Die Frage bleibt in der Essenz die 
gleiche: 

Nicht, wie wir es verhindern, daß 
deutsche Panzer über die Oder 
oder die Marne rollen, sondern wie 
Europa mit einem Volk fertig wird, 
dessen Zahl, Talent und Effizienz 
es zu unserer regionalen Super- 
macht werden läßt. Wir sind 1939 
nicht in den Krieg eingetreten, um 
Deutschland vor Hitler oder die 
Juden vor Auschwitz oder den 
Kontinent vor dem Faschismus zu 
retten. Wie 1914 sind wir für den 
nicht weniger edlen Grund in den 
Krieg eingetreten, daß wir eine 
deutsche Vorherrschaft in Europa 
nicht akzeptieren konnten.« 


Trotzdem sind wir Deutschen 
nicht nur die ewig Schuldigen, 
sondern inzwischen höchst erfolg- 
reich auch von »Zahl, Talent und 
Effizienz« befreit worden ...! 


Feiern Sie mit? 
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Vom Dreißigjährigen Krieg* bis zum Irak: 


Foto: Schiitischer Besatzungsgegner vor brennendem US-Fahrzeug 


Ein Jahr nach dem großen Sieg: Es brennt im Irak 


Saddam ist (angeblich) ge- 
fangen. Jetzt ist El Sadr (Foto 
oben) der Teufel und die US- 
Politik am Ende ihres Lateins. 
Verständichh daß nun die 
Schuldigen an dem ganzen 
Desaster gesucht werden: 


Schuld sind immer die Deut- 
schen! Nach diesem Motto des 
ganzen letzten Jahrhunderts 
heißt es jetzt, angeblich falsche 
Berichte des Bundesnachrich- 


tendienstes (BND) hätten die 
USA zu ihrem Angriffskrieg ver- 
leitet (siehe Seite 2). 


Das Schuldsyndrom 
macht krank 53 


Auf dem Stundenplan: 
Zitate zur Kriegsschuld S. 6-7 


55 Jahre Grundgesetz S. 9-10 
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Das offene Wort 


Britische Sprachzensur 


Die Zeichen für Schwule, für 
Chinesen, Inder und Juden 
wurden abgeschafft, nur die 
Kennzeichnung für Deutsche 
bleibt bestehen: 


In Großbritannien fühlen sich 
die Taubstummen in ihrer 
»Sprache, Kultur und Sozialan- 
schauung« bevormundet, weil 
ihre Gebärdensprache im Zuge 
verschärfter Sprachregelungen 
im Sinne der politischen Kor- 
rektheit zensiert wird. 

Im Spezial-Fernsehsender für 
taube Briten (»Vee-T\V«) dürfen 
keine Gebärden mehr gezeigt 
werden, mit denen seit Jahr- 
zehnten ethnische und religiöse 
Gruppen sowie Homosexuelle 
benannt wurden. Abgeschafft 
wurde das Zeichen für jüdisch 
(Hand formt eine hakenförmige 
Nase), für chinesisch (Finger 
zieht ein Auge zum Schlitz), 
für indisch (Finger tippt auf ei- 
nen Punkt in der Stirnmitte), für 
schwul (Drehung der Hand aus 
dem schlappen Handgelenk 
heraus). 

Weiterhin erlaubt bleibt aber 
das Zeichen für Deutsche, das 
sich nicht nur bei tauben Briten 
seit einem Jahrhundert großer 
Beliebtheit erfreut. 

Die Gebärde für deutsch: eine 
vor die Stirn gehaltene Faust 
mit nach oben weisendem Zei- 
gefinger, womit die Hand die 
Form einer preußischen Pik- 
kelhaube anzeigen soll. 
Tröstlich für die Briten, daß ih- 
nen wenigstens das Feindbild 
der unverbesserlichen Deut- 
schen erhalten bleibt ... ! 


Sabine Möller 
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CIA: Deutsche schuld am Irak-Krieg 


In seinem berühmt-berüchtigten 
Auftritt vor dem Weltsicherheits- 
rat am 5. Februar 2003 legte US- 
Außenminister Powell eine ganze 
Sammlung angeblich »stichhal- 
tiger Beweise« für die irakischen 
Massenvernichtungswaffen vor. 


Mit diesen »Beweisen« wollte er 
die Weltgemeinschaft für die Le- 
galisierung und Unterstützung des 
US-Krieges gegen den Irak gewin- 
nen. 

Dabei führte er auf einer riesi- 
gen Leinwand der ganzen Welt 
gezeichnete »Satellitenfotos« von 
mobilen Biowaffen-Laboren vor 
(»Mobile Production Facilities For 
Biological Agents«). 


Wie bei vielen anderen angebli- 
chen »Beweisen« mußte Powell 
jetzt vor einem Untersuchungs- 
ausschuß eingestehen, daR sich 
die Angaben in seiner Rede »als 
falsch erwiesen« hätten. 

Powell will jetzt untersuchen las- 
sen, wie es zu dem »Falschspiel« 
gekommen sei. 

Die Schuldigen sind, wie die »Los 
Angeles Times« offenbarte, schon 
ausgemacht: 


Der CIA-Geheimdienst wirft dem 
deutschen Bundesnachrichten- 


dienst vor, »unzuverlässige Infor- 
mationen über irakische Biowaffen 
als gesicherte Fakten dargestellt 


und dadurch, wenn auch nur indi- 
rekt, zum Waffengang gegen den 
Irak beigetragen zu haben.« 


»Wir sind einem irakischen 
Überläufer aufgesessen, dem 
wir zu großes Vertrauen ge- 
schenkt haben«, entschuldigte 
sich bereits ein BND-Sprecher, 
nachdem sich erwies, daß es sich 
um einen dubiosen Agenten ge- 
handelt hatte. Der Überläufer, ein 
Chemiker und Saddam-Hasser, 
hatte dem BND von fahrenden 
Labors berichtet und Zeichnun- 
gen anfertigen lassen. Stolz prä- 
sentierte BND-Präsident Hanning 
diese auf den Sitzungen des Aus- 
wärtigen Ausschusses des Bun- 
destages am 13.11.2002 und am 
12.2.2003 den Abgeordneten, und 
Berlin unterrichtete Washington 
über sein Wissen. 


Angesichts der prekären Lage, 
in die George W. Bush nun im 
Irak geraten ist, beginnt Washing- 
ton nun, »irgendwie Schuld auf 
Deutschland zu wälzen und damit 
von sich abzulenken« (Zitat aus 
Berliner Regierungskreisen, RP 
6.4.2004). 


Man darf also gespannt sein, 
wann die ersten Entschädi- 
gungsforderungen der US- 
Regierung eintrudeln: Schuld 
sind immer die Deutschen. 


GENAU! UND JETZT 
HER MIT DEN 


Worum es in Wahrheit geht bei der Erweiterung der Europäischen Union 


SPIEGEL DER ZEIT 
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Vergangenheitsvergewaltigung führt zu induziertem Irresein 


Straffreier Aufruf 
zu erneutem 


Volksmord? 


Der Psychiater Dr. Rigolf Hen- 
ning veröffentlichte vor Jahren 
eine Diagnose, in der er nach- 
wies, daß die dem deutschen 
Volk aufoktroierten Schuldge- 
fühle zu einem »induzierten Ir- 
resein« vieler Deutscher geführt 
habe. Der oben gezeigte Mord- 
aufruf beweist die Richtigkeit die- 
ser Diagnose. 


Zum 59. Jahrestag des alliierten 
Terrorangriffs auf Dresden, der 
mindestens 250.000 Menschen 
das Leben kostete, fand eine Ge- 
denkveranstaltung auf dem Mari- 
enplatz in München statt. 


Vom deutschen Schuldsyndrom 
Besessene hatten schon im Vor- 
feld mit Schlagworten wie »happy 
birthday luftangriff« und »Deut- 
sche Täter sind keine Opfer« zu 
Gegendemonstrationen aufgeru- 
fen. Während der Gedenkstun- 
de wurde dann etwa 30 Minuten 


lang ein Transparent gezeigt mit 
der Aufforderung »BOMBER 
HARRIS, DO IT AGAIN« (Bom- 
ber Harris, tu es noch einmal). 


Daß es sich hierbei nicht um ei- 
nen Einzelfall handelt, den man 
kopfschüttelnd übergehen kann, 
beweisen Aufrufe wie »Deutsch- 
land verrecke!« oder »Nie wieder 
Deutschland!«, wie wir sie seit 
Jahren bundesweit kennen. 


Da die Staatsanwaltschaft von 
sich aus offenbar keine Ermitt- 
lungen aufgenommen hat, ob- 
wohl sie bei einem Offizialdelikt 
dazu verpflicht gewesen wäre, 
haben einige Teilnehmer der Ge- 
denkstunde und der Deutsche 
Rechtsschutzkreis (DRsK e.V.) 
bei der Staatsanwaltschaft Mün- 
chen Strafanzeige erstattet. 


Selten sind die Straftatbe- 
stände der Volksverhetzung, 
der Anstiftung zu Straftaten, 
der Verherrlichung von Gewalt 
und der Verunglimpfung des 
Andenkens Verstorbener so 
offenkundig erfüllt worden. 


Foto: Münchner Marienplatz, 13. Februar 2004 
Das Schuldsyndrom 
bestimmt die Politik 


In unserer Leserpost finden sich 
gelegentlich Briefe mit dem Rat, 
uns nur auf die Gegenwartspro- 
bleme zu konzentrieren (»wie 
bisher, sehr gut, das betrifft die 
Menschen, weitermachen. ...!«). 
Viele dieser Probleme aber ha- 
ben ihre Ursache im deutschen 
Schuldsyndrom. Es bestimmt 
und schränkt die Politik- und 
Handlungsfähigkeit jeder deut- 
schen Regierung ein, bis heute 
und auch in Zukunft. 


Wie seit Jahrzehnten werden wir 
weiterhin zahlen und unsere Po- 
litiker werden vor fremden Wün- 
schen einknicken - ganz aktuell 
auch gegenüber den neuen EU- 
Ländern Polen und Tschechien 
- wenn diese bei ihren Forderun- 
gen die Schuldkeule schwingen. 

Eine Politik zum Wohle des 
Volkes wird nicht möglich 
sein, wenn wir diese Krank- 
heit nicht heilen! 


DIE FOLGEN DES SCHULDSYNDROMS 
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Die Welt erregt sich in diesen 
Wochen über die Folterbilder von 
sadistischen, brutalen und krimi- 
nellen Mißhandlungen irakischer 
Gefangener durch die Alliierten, 
die sie im Namen von Freiheit, 
Recht, Demokratie und Men- 
schenrecht »befreit« haben. 


Als ob das etwas Neues 
wäre! 


Mehr als eine Million deutscher 
Soldaten könnten, würden sie 
noch leben, von ähnlichen Verbre- 
chen berichten. Nur interessierte 
sich die Welt nie dafür, denn die 
Opfer waren ja nur Deutsche. 


In seinem Buch »Other Losses« 
(1989) hielt James Baque Aussa- 
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gen Überlebender der US-ame- 
rikanischen Lager in den Rhein- 
wiesen fest. Hier ein Beispiel von 
vielen: 


»Wie Ex-Gefangene von Rhein- 
berg erzählten, war es der letzte 
Akt der Amerikaner, ehe die Bri- 
ten das Lager übernahmen, eine 
Sektion mit dem Bulldozer zu pla- 
nieren, während dort immer noch 
Menschen in ihren Erdlöchern 
lebten.« 


Baque weiter: »Bis Ende Mai 
1945 waren in den US-Lagern 
mehr Leute gestorben, als beim 
Abwurf der Atombombe auf Hi- 
roshima. Am 10. Juli 1945 über- 
nahm die französische Armee 
das Lager Dietersheim. In einem 


2004: Nackte irakische Folteropfer der »Befreier« in Bagdad 


Scheinhinrichtung 


Bericht des neuen Kommandan- 
ten, Captain Julien, bezeugte die- 
ser, ein Lager mit verschlammtem 
Boden, bevölkert mit lebenden 
Skeletten, vorgefunden zu ha- 
ben, von denen etliche starben, 
während er zusah. Frauen lagen 
in Erdlöchern und starrten ihn mit 
hervorstehenden Hungerödemen 
an, die ihre Bäuche entstellten, 
alte Männer mit langen Haaren 
beobachteten ihn kraftlos, Kin- 
der im Alter von sechs oder sie- 
ben Jahren, mit den Zeichen des 
Verhungerns, sahen zu ihm auf 
mit leblosen Augen. Julien, der 
mit seinem Regiment gegen die 
Deutschen gekämpft hatte, er- 
faßte der Horror: „Das ist genau 
so wie die Fotografien über Bu- 
chenwald und Dachau.*« 


Von den deutschen Soldaten, 
die 1945 nackt und gebeugt den 
Tod durch Mörderhand erwarteten 
(hier ein Foto aus dem Lager Mi- 
röschau) bis zu den Fotos von den 
nackten Irakern heute, an deren 
Todesangst sich die »Befreier« er- 
götzen, hat sich nichts geändert. 

Verwundert es noch jeman- 
den, daß die USA den Inter- 
nationalen Gerichtshof für 
Kriegsverbrecher nicht aner- 
kennen und George W. Bush je- 
dem Staat mit dem Einmarsch 
gedroht hat, in dem ein ameri- 
kanischer Bürger vor ein sol- 
ches Gericht gestellt würde? 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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55 Jahre Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland: 
Naht das Ende der Übergangsregelung? 


Vor 55 Jahren wurde das Grundgesetz durch die alliierten Militärgouverneure genehmigt 


In dem Staatsbürgerbuch von Otto 
Model, herausgegeben im Jahre 
1963, heißt es über die Entstehung 
der Bundesrepublik Deutschland, 
die genau vor 55 Jahren ins Leben 
trat: 


»Am 8. Mai 1949 wurde das 
Grundgesetz vom Parlamen- 
tarischen Rat mit 53 gegen 12 
Stimmen angenommen und an- 
schließend den Militärgouver- 
neuren zur Genehmigung vor- 
gelegt. Diese erfolgte mit den im 
Besatzungsstatut niedergeleg- 
ten Vorbehalten. Nach Billigung 
durch die Mehrheit der Landtage 
der deutschen Länder (von den 
elf Ländern stimmte nur Bayern 
dagegen) wurde das Grundge- 
setz am 23. Mai 1949 verkündet; 
es trat am Tage darauf, am 24. 
Mai, in Kraft. In der Bundesrepu- 
blik Deutschland werden daher 
am 23. Mai öffentliche Gebäude 
beflaggt.« 


Dieser Parlamentarische Rat 
bestand aus 70 Abgeordneten 
aus den verschiedenen Bundes- 
ländern. Konrad Adenauer wurde 
zum Präsidenten gewählt. 


Der Jurist und Professor für po- 
litische Wissenschaft in Frankfurt, 
Prof. Dr. Carlo Schmid, hielt zur Er- 
öffnung dieses Parlamentarischen 
Rates eine grundlegende Rede, in 
der er feststellte: 

»Was aber das [neu zu erschaf- 
fende] Gebilde von echter de- 
mokratisch legitimierter Staat- 
lichkeit unterscheidet, ist, daß 
es im Grunde nichts anderes ist 
als die Organisationsform einer 
Modalität der Fremdherrschaft.« 


Das heißt, hier wurde im Auf- 
trag der Siegermächte eine Über- 
gangsregelung für das Gebiet 
der damaligen drei Besatzungs- 
zonen der USA, Großbritanniens 
und Frankreichs geschaffen, ohne 
die von der Sowjetunion besetzten 
Zone. 


In dem Staatsbürgerbuch wird 
ganz eindeutig festgestellt: 


»Die drei Militärgouverneu- 
re verfolgten die Arbeit des 
Parlamentarischen Rates 
durch Verbindungsstäbe. 
Der erste Verfassungsent- 
wurf verfiel der Ablehnung, 
weil er das föderalistische 
Prinzip nicht genügend her- 
vorhob. Auch die im März 
1949 vorgelegte Endfas- 
sung des Grundgesetzes 
stieß auf Einwände der Mi- 
litärgouverneure. Erst nach 
langwierigen Verhandlun- 
gen konnte eine Verständi- 
gung erzielt werden (wurde 
die vorliegende Fassung 
dieses Grundgesetzes ge- 
nehmigt).« 


So ist es völlig konsequent, daß 
Carlo Schmid in seiner Rede aus- 
führte, daß es nicht möglich sei, 
einen Staat mit eigener Verfas- 
sung zu begründen: 


»Die erste Einschränkung ist, 
daß uns für das Grundgesetz be- 
stimmte Inhalte auferlegt worden 
sind. (...) Eine Verfassung, die ein 
anderer zu genehmigen hat, ist 
(...) kein reiner Ausfluß der Volks- 
souveränität. (...) Um einen Staat 
im Vollsinne zu organisieren, muß 
die Volkssouveränität sich in ihrer 
ganzen Fülle auswirken können. 
(...) Solange das nicht gesche- 
hen ist, können wir (...) keine 
Verfassung machen.« 


Somit ergab sich für Carlo 
Schmid ganz eindeutig: »Wir ha- 
ben keinen Staat zu errichten.« 


In dieser Rede wird von Carlo 
Schmid auch ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß es dem Parla- 
mentarischen Rat »aufgegeben 
worden ist, ein Grundgesetz zu 
machen«. 


Wer waren die 
Auftraggeber für das 
Grundgesetz? 


Die Siegermächte des Zweiten 
Weltkrieges, allen voran Groß- 
britannien und die USA. Deren 
Ziel war bereits lange vor dem 
Beginn des Zweiten Weltkrieges 
festgelegt: die Zerstörung des 
Deutschen Reiches. 


Dieser historischen Tatsache war 
sich Carlo Schmid offenbar voll be- 
wußt, denn er sagte gegen Ende 
seiner Rede: 


»Wir müssen dieses Grund- 
gesetz so gestalten, daß ein 
Gebilde föderalistischen Typs 
entsteht. Man hat uns das of- 
fensichtliich im Rahmen der 
»Sicherheitspolitik« auferlegt. 
Während überall sonst in der 
Welt Föderalismus Vereinigung 
von Getrenntem bedeutet, will 
man ihn bei uns offenbar einfüh- 
ren, um schon geeintes wieder 
zu dissoziieren (zu trennen)!« 


Wir haben also nur eine Über- 
gangsordnung, genannt Grund- 
gesetz, denn »eine Verfassung ist 
nichts anderes als die in Rechts- 
form gebrachte Selbstverwirkli- 
chung der Freiheit eines Volkes.« 
Daraus ergab sich für Schmid die 
Notwendigkeit, das Ende dieser 
Übergangsregelung zu formulie- 
ren, und diese Formulierung finden 
wir bis heute im Grundgesetz unter 
Artikel 146, der auch in der überar- 
beiteten Fassung des Grundgeset- 
zes nach dem 2+4-Vertrag folgen- 
den Wortlauf beibehalten hat: 


»Artikel 146 [Geltungsdauer des 
Grundgesetzes] 

Dieses Grundgesetz, das nach 
Vollendung der Einheit und Frei- 
heit Deutschlands für das ge- 
samte deutsche Volk gilt, verliert 
seine Gültigkeit an dem Tage, 
an dem eine Verfassung in Kraft 
tritt, die von dem deutschen 
Volke in freier Entscheidung be- 
schlossen worden ist.« 


55 JAHRE GRUNDGESETZ 
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Wann also darf das 
deutsche Volk endlich in 
Freiheit über sich selbst 
entscheiden? 


Diesen Artikel 146 verdanken 
wir dem SPD-Abgeordneten und 
Vizepräsidenten des Deutschen 
Bundestages von 1949 bis 1966, 
Prof. Dr. Carlo Schmid. 


Nun ist aber die Mehrzahl der 
Bundesbürger, und natürlich erst 
recht die politische Klasse der 
Regierungs- und Parteivertreter 
der Ansicht, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland ein freier, sou- 
veräner Staat sei und 
ein gleichberechtigter 
Partner in der Völker- 
familie. Worauf basiert 
diese Vorstellung? 


Zum einen auf den 
Pariser Verträgen, die 
1955 in Kraft traten. 
Darin heißt es: 


»In dem am 23. 10. 
1954 in Paris von den 
Vertretern der BRD 
und der Drei Mächte 
(USA, Großbritannien 
und Frankreich) unter- 
zeichneten Protokoll 
ist die Beendigung 
des Besatzungsre- 
gimes in der BRD 
festgestellt.« 


Und dann folgt der 
Deutschlandvertrag 
oder auch Generalver- 
trag. Auf den ersten 
Blick sieht das so aus, 
als hätten die Besat- 
zungsmächte damit 
tatsächlich die Ober- 
hoheit wieder an Deutschland zu- 
rückgegeben. Aber eben nur auf 
den ersten Blick. Bei genauerer 
Betrachtung wird deutlich, daß die 
Siegermächte den Vertretern der 
von ihnen und nach ihren Vorstel- 
lungen eingerichteten Übergangs- 
regelung die Verantwortung für 
die Ausführung ihrer Bestimmun- 
gen übertragen haben. 


Aber, so argumentiert die poli- 
tische Klasse der Bundesrepu- 
blik Deutschland seitdem, mit 
dem 2+4-Vertrag sei nun wirklich 
de facto die volle Souveränität 


23. MAI; Tag des BRD-Grundgesetzes 


dem deutschen Volke 
beschlossen worden ist. 
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Deutschlands wiederhergestellt 
und ein Friedensvertrag damit nun 
überflüssig geworden. Wir hätten 
normale, freundschaftliche Bezie- 
hungen mit allen Ländern, die frü- 
her unsere Kriegsgegner waren. 

Auch hier muß gesagt werden: 
Das Gegenteil ist richtig. Völker- 
rechtlich befinden wir uns nach 
der bedingungslosen Kapitula- 
tion der Deutschen Wehrmacht 
(nicht des Deutschen Reiches!) 
immer noch im Zustand des 
Waffenstillstandes, haben frem- 
de Truppen in unserem Land, 
keine Selbstbestimmung, keine 
eigene Verfassung. 


08-98 


~ Ausgabe Mai 1978 


Nachrichtendienst und Mitteilungsblatt unabhängiger Freundeskreise 


„Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgefordert, irs freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.” 
nennen 


DAS ENDE 


DER BUNDESREPUBLIK 


GRUNGESETZ 
für die 


BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


vom 23. Mai 1949 
Artikel 146 


Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem 
Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von 
in freier Entscheidung 


All unsere Arbeit 


DIENT DIESEM TAGE |! 


Titelseite der UN 5/1978: Wir fordern schon 
seit 26 Jahren die Erfüllung dieses Grundgesetzartikels! 


Weder die Bonner noch die Ber- 
liner Politiker haben bisher zum 
Wohl des deutschen Volkes re- 
giert. Sie haben in allen entschei- 
denden Fragen den Willen des 
Volkes ignoriert, sei es nun der 
Maastricht-Vertrag, die Abschaf- 
fung der D-Mark, die Verauslände- 
rung usw. usw. und haben das Un- 
recht der Siegermächte als Recht 
anerkannt. 


In den ersten Jahrzehnten konn- 
te der Schein eines souveränen 
Staates aufrechterhalten werden. 
Die Bürger waren voll damit be- 


Ponseririebskenazenhen 


L 3618 EX 


schäftigt, ihre zerstörten Städte 
wieder aufzubauen, die Millionen 
Ostvertriebener zu integrieren 
und das Land wieder zu einer 
wirtschaftlichen Blüte zu bringen. 
Man sprach vom Wirtschaftswun- 
der, vom Juliusturm, vom Butter- 
berg usw. Es gab keine Schulden. 
Dann aber zeigte sich das wahre 
Gesicht der immer noch »einge- 
schränkten Souveränität«, getarnt 
hinter deutschen Politikern. 


In den letzten 25 Jahren begann 
die systematische Ausplünderung 
und Zerstörung des deutschen 
Volkes. Mit jedem Jahr trat dies 
deutlicher hervor. Jetzt stehen 
wir vor einem riesigen 
Scherbenhaufen, und 
überall kündet sich in 
allen Bereichen das Zu- 
sammenbrechen des 
bisher als sicher Ge- 
glaubten an. 


Was ist zu tun? 


Das ist im Grunde ge- 
nommen sehr einfach. 
Das Staatsbürgerbuch 
sagt: Das Deutsche 
Reich ist 1945 nicht un- 
tergegangen. Das Bun- 
desverfassungsgericht 
bestätigt: das Deutsche 
Reich besteht fort. Das 
Grundgesetz stellt bis 
heute ausdrücklich fest, 
daß es nur eine Über- 
gangsregelung ist. 


Das Ende dieser Über- 
gangsregelung zeich- 
net sich ab. Es ist nur 
logisch, daß nun über- 
all das Wort von einem 
notwendigen Volksauf- 
stand zu hören und zu lesen ist, 
von unterschiedlichen Seiten. 
Wer dasjenige, was er seit Jahr- 
zehnten anprangert, beklagt 
und bejammert, aber wirklich 
ändern will, muß sich darüber 
klar sein, das dies nur inner- 
halb eines eigenen, souveränen 
Staates möglich ist: dem nicht 
untergegangenen, bis heute nur 
handlungsunfähigen Deutschen 
Reich. Dies wieder handlungs- 
fähig zu machen, das ist zu tun. 
Ursula Haverbeck 
in »Stimme des Gewissens«, 2/2004 


17. JUNI: Tag der deutschen Einheit 


55 JAHRE SIND GENUG! 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
1/2002: 4.290.434 Arbeitslose 
1/2003: 4.623.778 Arbeitslose 


4/2004: 4.443.381 Arbeitslose* 
*) Änderung der Statistik 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Teilnehmer an Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpolitik: 


4/2004: 1.467.805 
Arbeitsuchende: 

4/2004: 5.780.714 

Offene Stellen: 

Dezember 2003: 257.900 
April 2004: 324.200 
Insolvenzen (Gewerbe und privat) 


2002: 84.427 
2003: 100.723 


Staatsverschuldung: 

6. Mai 2004: 

1.353.792.149.784 Euro 

Schuldenzuwachs/Sekunde: 

2.186 Euro 

Schulden im April pro Kopf: 16.355 € 

Schulden im Mai pro Kopf: 16.402 € 
(www.steuerzahler.de, 6. Mai 2004) 


»Herzlich Willkommen 
im Sozialstaat D.!« 


Zu diesem Artikel in den Unabhän- 
gigen Nachrichten Nr. 4/2004 hier 
eine ergänzende Meldung aus dem 
Münchner Blatt »Zeit für Protest - 
Die Zeitung für mündige Bürger«: 


»Auf gepackten Koffern« 


»Anderthalb Millionen Zigeuner 
werden EU-Bürger. Es wird eine 
größere Invasion als einst bei der 
Landung der Alliierten in der Nor- 
mandie“, zitierte die Presse kürz- 
lich eine Beamtin der Londoner 
Immigrationsbehörde. 


Nicht nur Tschechen und Slowa- 
ken, Polen und Ungarn werden 
nämlich am 1. Mai EU-Bürger, son- 
dern auch 1,5 Millionen Zigeuner, 
die schon auf gepackten Koffern 
sitzen. 


Von diesem Tag an, so hoffen sie, 
können sie sich europaweit nieder- 
lassen, flüchten aus einem Leben 
als geächtete, hoffnungslose, elen- 
de Unterklasse. 


Liebe Leser, ganz privat: 


In diesen Wochen feiern die Sieger und die politische Klasse der Be- 
siegten gemeinsam die »Befreiung« der Deutschen von allem Übel: 


Am 8. Mai die Kapitulation, am 23./24. Mai das Inkrafttreten des von 
den Siegern genehmigten Grundgesetzes, und im Juni ist der Herr 
Bundeskanzler zu den Feierlichkeiten der damaligen Kriegsgegner in 
der Normandie eingeladen. 


Schröder hat die Einladung dankend angenommen und ist sich der 
hohen Bedeutung und Ehre bewußt, mit den Zerstörern des Deutschen 
Reiches den sogenannten »D-Day« feiern zu dürfen. 


Parallel zu diesen Siegesfeiern wählt die Bundesversammlung, zusam- 
mengesetzt aus den Bundestagsabgeordneten der Parteien und soge- 
nannten »Wahlmännern«, die von den Landtagen ausgewählt und be- 
stimmt werden, den Bundespräsidenten. Einige dieser »Wahlmänner« 
sind noch nicht einmal von irgendwem oder irgendwo gewählte Volks- 
vertreter, sondern Repräsentanten sogenannter »gesellschaftlicher 
Kräfte«, die ausgewählt werden, um sich ihnen anzudienen und ihre 
Forderungen nach Mitsprache zu befriedigen. 


Zur Wahl stehen der den Bundesbürgern völlig unbekannte Herr Köhler, 
von dem man nicht weiß, ob er die »amerikanische Ostküste« oder das 
deutsche Volk vertreten wird, und die ebenso unbekannte Frau Schwan, 
die eher die Interessen der Polen vertritt (siehe Seite 12). 


Wir meinen, das deutsche Volk hat wahrlich keinen Grund zum Feiern! 


Ihre UN-Mlitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Der Aufstand der Roma in der Ost- 
slowakei ist ein Warnzeichen: Das 
viele Geld, das Brüssel im Vorfeld 
der Osterweiterung schon für die 
Hebung des Lebensstandards die- 
ser Volksgruppe ausgegeben hat, 
ist wirkungslos verpufft. Von den 
geschätzten 400.000 bis 500.000 
Roma in der Slowakei sind 96 Pro- 
zent arbeitslos. 


In der Slowakei 35 Euro 


Sozialhilfe pro Monat 


Nachdem die Regierung in Bratis- 
lava (Preßburg) die Sozialhilfe und 
staatliche Unterstützung drastisch 
gekürzt hatte, revoltierten die Zigeu- 
ner. Dabei wird es nicht bleiben. 
Ab dem 1. Mai sind die Grenzen 
offen, da lockt die viel komfortab- 
lere deutsche Sozialhilfe. Die Bun- 
desrepublik Deutschland darf sich 
schon mal auf eine neue Völker- 
wanderung einstellen.« 


Sozialhilfe in der BRD: 
ca. 290 Euro pro Monat plus 
Mietkosten und Zuschüssen 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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Kandidatin Schwan mit Polen und Tschechen einig: 
Kein Zentrum gegen Vertreibungen in Berlin 


Die Präsidentschaftskandidatin von 
SPD und Grünen, Frau Professor 
Gesine Schwan, hat den Bund der 
Vertriebenen massiv kritisiert und 
die Präsidentin des BdV scharf an- 
gegriffen. In der »BILD«-Zeitung (!) 
erklärte sie, im Streit um ein Zentrum 
gegen Vertreibungen hätten »Tei- 
le der Vertriebenenverbände und 
insbesondere Frau Steinbach« auf 
»verantwortungslose Art« ihre Inter- 
essen durchzusetzen versucht. 

Dies habe »die Diskussion darüber 
um Jahre zurückgeworfen«. 

Die Präsidentschaftskandidatin 
Schwan folgt damit der Linie der rot- 
grünen Bundesregierung, die Berlin 
als Standort für ein solches Zentrum 
ablehnt. Die Regierung befürchtet, 
»daß ein Zentrum in Berlin die Ge- 
schichte des Zweiten Weltkrieges 
verzerren und die Deutschen aus- 
schließlich in der Opferrolle zeigen 
könnte« (Zitat aus der »Nordwest 
Zeitung« vom 17.3.2004). 


Mit ihrer Ablehnung des Standortes 
Berlin unterstützt Frau Schwan die 
heftige Kritik aus den Ländern Polen 
und Tschechien, die nicht an ihre Ver- 
brechen des Völkermordes und der 
Vertreibung erinnert werden wollen. 


Gesine Schwan: SPD und GRÜNE wollen 
sie zur Bundespräsidentin machen 


Polens Präsident winkt mit 
der Feindstaatenklausel 


Der polnische Staatspräsident Alek- 
sander Kwasniewski erinnerte am 
15.9.2003 in der Zeitung »Rzecz- 
pospolita« ausdrücklich an die bis 
heute fortgeltende Feindstaaten- 
klausel der UNO-Charta: 


»Wir können nicht untätig auf die 
Forderung von Erika Steinbach vom 
Bund der Vertriebenen sein. Ein 
Zentrum zur Vertreibung der Deut- 


Unabhängige Nachrichten - Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


schen in Berlin ist kein guter Ge- 
danke, ist risikoreich und schadet 
der Versöhnung. (...) Die Aussied- 
lung der deutschen Bevölkerung 
war zweifellos schmerzlich und hat 
viele menschliche Tragödien nach 
sich gezogen, hat aber nicht gegen 
die internationalen Menschenrech- 
te verstoßen. Hier müssen wir uns 
auf den Artikel 107 der Charta der 
Vereinten Nationen berufen, eine 
gültige Bestimmung dieser Charta, 
die solche Aktionen gegen feindli- 
che Staaten, vor allem Deutschland 
und Japan, möglich machte. « 


Schöne neue Freunde haben 
wir da in der neuen EU, und 
die Polen eine gute Kandida- 
tin für das höchste Amt dieser 
Bundesrepublik. 


Wann endlich 
darf unser Volk 
selbst entscheiden? 


Wir fordern 


Volksentscheide 


über Schicksalsfragen 
der Nation und die 
Direktwahl des 
Bundespräsidenten! 
UN - Postfach 400215 - 44736 Bochum 
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